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Ausgangslage und Fragestellung

Eine Amtsvormundschaft erkundigt sich, ob der Genehmigungsbeschluss über eine periodi-sche Berichterstattung über eine Erziehungsbeistandschaft auch den Eltern des verbeistände-ten Kindes zugestellt werden müsse. Die Vormundschaftsbehörde stelle den Genehmigungs-beschluss mit Rechtsmittelbelehrung lediglich dem Mandatsträger zu mit der Begründung, der Mandatsträger sei der Vormundschaftsbehörde Rechenschaft schuldig und diese habe ein Interesse, dass die Einschätzungen über Fähigkeiten und Verhaltensweisen der Eltern „ungefiltert“ geschildert würden. Die Mandatsträger/innen der Amtsvormundschaft sind befremdet über diese Praxis und plädieren dafür, dass die Eltern ebenfalls einen Genehmi-gungsbeschluss erhalten. Sie erkundigen sich nach der rechtlich korrekten Praxis und allfälligen Empfehlungen.

Erwägungen

ZGB 413 Abs. 2 verpflichtet den Vormund über die Verwaltung Rechnung zu führen und diese der Vormundschaftsbehörde in den von ihr angesetzten Perioden, mindestens aber alle zwei Jahre, zur Prüfung vorzulegen. Gemäss ZGB 367 Abs. 3 gelten die Bestimmungen über den Vormund auch für den Beistand (und den Beirat) soweit keine besonderen Vorschriften aufgestellt sind. ZGB 417-419 enthalten keine Sondervorschriften betr. Rechenschaftspflicht des Beistands (Beirats).
Das ZGB enthält keine Bestimmung betr. Berichterstattung über die persönlichen Verhält-nisse und andere nicht vermögensrechtliche Mandate. Die kantonalen EG ZGB und/oder kantonale Vormundschaftsverordnungen enthalten i.d.R. entsprechende ergänzende Vor-schriften. EG ZGB AR Art. 68 Abs. 1 verpflichtet den Vormund (Beistand, Beirat) alle zwei Jahre und ausserdem auf besonderes Verlangen einen schriftlichen Bericht über die persönli-chen Verhältnisse des Mündels zu erstatten.

Der Rechenschaftsbericht der Mandatsträger/innen ermöglicht der Vormundschaftsbehörde Kontrolle und Aufsicht deren Tätigkeit. Als Standortbestimmung dient sie insbesondere der Überprüfung der Massnahme auf ihre Zwecktauglichkeit und Notwendigkeit (Häfeli Weg-leitung für vormundschaftliche Organe, 4. Aufl Zürich 2005, S. 228). Der Rechenschafts-bericht hat deshalb auch einen Antrag betr. Aufhebung, Änderung oder Fortsetzung der Massnahme zu enthalten. (Häfeli, a.a.O. S. 231).
Der Bericht über die persönlichen Verhältnisse soll möglichst eine gemeinsame Standort-bestimmung von Mandatsträger/in und betreuter Person sein und Rechenschaft ablegen über die vom/von der Mandatsträger/in wahrgenommene Beratung und Betreuung. Bei Unmündi-gen soll der Bericht Auskunft geben über den Aufenthalt, die Betreuungs- und Erziehungs-situation, den Gesundheitszustand, über die körperliche und seelisch-geistige Entwicklung, allfällige therapeutische Massnahmen, die schulische und berufliche Ausbildung, die Bezie-hung zu den Eltern und anderen Bezugspersonen (Häfeli a.a.O. S. 228 ff.).
Aus dem geschilderten Zweck der Berichterstattung ergibt sich allgemein und für die Rechnung aus ZGB 413 Abs. 3 ausdrücklich, „der Beizug“ der betreuten Person. Unter „Beizug“ ist mindestens Information und dort, wo es die Fähigkeiten der betreuten Person erlauben, aktive Mitgestaltung zu verstehen.

ZGB 423 verpflichtet die Vormundschaftsbehörde, Bericht und Rechnung zu prüfen (Abs. 1) und diese zu genehmigen oder ihnen die Genehmigung zu verweigern (Abs. 2). Dies erfolgt in einem Beschluss, welcher der Vormundschaftsbeschwerde nach ZGB 420 unterliegt (BSK-Guler ZGB 413 N 15; BSK-Geiser ZGB 423 N 12). Zur Vormundschaftsbeschwerde sind nicht nur die betroffene Person und der Mandatsträger/die Mandatsträgerin legitimiert son-dern jedermann der Interessen der betreuten Person geltend macht.

Aus dieser Beschwerdelegitimation ergibt sich auch das Einsichtsrecht in den Bericht selber, denn nur so kann eine allfällige Beschwerde auch begründet werden. 
Aus sozialarbeiterischer Sicht ist die Information und die Besprechung des Berichtsinhalts ein professionelles Muss. Der/die Mandatsträger/in muss in der Lage sein, auch für die betreute Person (bei der Erziehungsbeistandschaft für Eltern und Kind) „unangenehme“ Botschaften zu vermitteln und Schwächen zu benennen. Das Verschweigen von kritischen Beurteilungen ist methodisch und berufsethisch inakzeptabel. 

Der Bericht des Mandatsträgers/der Mandatsträger/in geht an die Vormundschaftsbehörde. Diese stellt ihn nach Genehmigung zusammen mit dem Genehmigungsbeschluss dem/der Mandatsträger/in und der betreuten Person, hier den Eltern und bei Urteilsfähigkeit dem verbeiständeten Kind zu (vgl. Geiser e.a., Mustersammlung Erwachsenenvormundschafts-recht, Basel 1996, Beschluss II.4, S. 51 ff.). 

Schlussfolgerung

Aus dem Zweck der einschlägigen Bestimmungen (ZGB 413, 423), aus der Tatsache, dass der Genehmigungs- bzw. Nicht-Genehmigungsbeschluss über die Berichterstattung der Be-schwerde nach ZGB 420 unterliegt und der Klient beschwerdelegitimiert ist, sowie aus methodischer und berufsethischer Sicht geht zweifelsfrei hervor, dass Bericht und Genehmigungsbeschluss der betreuten Person und bei Kindesschutzmassnahmen den Eltern zuzustellen sind. Davon kann nur abgewichen werden, wenn diese Personen urteilsunfähig sind.

Niederrohrdorf, 13. Juni 2005 
